Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2280 


Sachgebiet 9 


Vorblatt 


Verkehrsbericht 1970 der Bundesregierung 
hier: Kapitel II, VII und VIII des Dritten Abschnitts 
betr. Straßenverkehrswirtschaft, Angleichung der 
Wettbewerbsbedingungen — Wegekosten und Tarif- 
politik 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen) 

A. Problem 

Das Güternahverkehrsgewerbe ist gekennzeichnet durch zu 
kleine Unternehmenseinheiten und eine hohe Fluktuation. Das 
Güterfernverkehrsgewerbe muß die Möglichkeit erhalten, sich 
besser auf die Bedürfnisse der verladenden Wirtschaft einzu- 
stellen, um nicht Marktanteile an den Werkfernverkehr zu 
verlieren. 

B. Lösung 

Der Ausschuß schlägt vor: 

— für das Nahverkehrsgewerbe eine Reihe von Maßnahmen 
zur Strukturverbesserung zu treffen, 

— im Güterfernverkehrsgewerbe das starre Konzessionierungs- 
system zu lockern und bei der Tarif gestaltung mehr Spiel- 
raum zu gewähren, 

— im Werkfernverkehr ein Lizenzierungsverfahren mit der 
Möglichkeit der Ablehnung einer Lizenz einzuführen. 

Die Wegekostenproblematik muß auf EWG-Ebene gelöst 
werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß. 

C. Alternativen 

Entfallen 

D. Kosten 

Die Kosten können im einzelnen nicht beziffert werden. 
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Fernmeldewesen 
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über den Verkehrsbericht 1970 der Bundesregierung 
hier: Dritter Abschnitt, Kapitel II, VII und VIII betr. 
Straßenverkehrswirtschaft, Angleichung der Wettbewerbs- 
bedingungen — Wegekosten und Tarif politik 

— aus Drudtsache VI/1350 ■ — 


A. Bericht des Abgeordneten Schmitt (Lockweiler) 


Der Verkehrsbericht 1970 der Bundesregierung 
— Drucksache VI/1350 — wurde in der 81. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 2. Dezember 1970 
dem Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen federführend und dem Haushalts- 
ausschuß zur Mitberatung überwiesen. Der Ver- 
kehrsausschuß hat die Vorlage in seinen Sitzungen 
am 25. März und am 6. Mai 1971 behandelt. 

Zu den Kapiteln TI, VII und VIII betr. Straßen- 
verkehrswirtschaft, Wegekostenproblematik und 
Tarifpolitik hat der Ausschuß in geschlossener 
Sitzung am 25. März 1971 den Bundesverband des 
Deutschen Güterfernverkehrs e. V., den Bundes- 
verband des Deutschen Güternahverkehrs e. V., den 
Bundesverband Spedition und Lagerei e. V., den 
Bundesverband Werkverkehr e. V., den Deutschen 
Industrie- und Handelstag sowie die Deutsche An- 
gestellten-Gewerkschaft und die Gewerkschaft 
öffentliche Dienste, Transport und Verkehr gehört. 

1. Güternahverkehr 

Das Güternahverkehrsgewerbe mit einem sehr 
hohen Verkehrsaufkommen und verkehrspolitisch 
sehr wichtigen Funktionen ist gekennzeichnet durch 
eine große Fluktuation und durch teilweise wirt- 
schaftlich zu kleine Unternehmenseinheiten mit le- 


diglich einem oder zwei Fahrzeugen. Hier muß mehr 
Nachdruck auf kaufmännische Betriebsführung und 
auch auf die Überwachung der Tarifbestimmungen 
gelegt werden. 

Der Ausschuß hat daher alle diejenigen wesent- 
lichen Vorschläge dieses Gewerbezweiges in seinen 
Beschlußentwurf aufgenommen, die darauf abzie- 
len, die Struktur des Gewerbes zu verbessern. Nicht 
aufgegriffen wurden lediglich Randprobleme, wie 
z. B. die Problematik des sogenannten „unechten 
Baustoff handeis'' oder die Frage der Neuregelung 
der Ortsmittelpunkte für den Güternahverkehr bei 
der Zusammenlegung von Gemeinden. Diese mehr 
technischen Einzelfragen müssen der Prüfung durch 
das zuständige Ressort Vorbehalten bleiben. 

2. Gewerblicher Güterfernverkehr 

Der Ausschuß hält in Übereinstimmung mit dem 
Bundesverkehrsministerium und dem Gewerbe die 
baldige Einführung der sogenannten Inhabergeneh- 
migungen im gewerblichen Güterfernverkehr für 
notwendig und sachgerecht. Dem Unternehmer wird 
es dadurch ermöglicht, einen größeren Wagenpark 
mit verschiedenen Fahrzeugtypen anzuschaffen und 
bei einem bestimmten Transport jeweils das geeig- 
nete Fahrzeug auszuwählen. Eine dadurch verur- 


Druck: Bonner Universität s-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/2280 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


sachte beschränkte Kapazitätsausweitung zu Lasten 
der Deutschen Bundesbahn muß aus verkehrspoliti- 
schen Gründen in Kauf genommen werden. 

Folgende in dem Anhörungsverfahren vorgetra- 
genen Vorschläge hat der Ausschuß jedoch nicht 
aufgegriffen: 

— Einführung der sogenannten Tonnagekonzes- 
sionen, also von Konzessionen, die sich nicht auf 
ein Fahrzeug, sondern auf Kapazitäten beziehen 
(dies würde zu einer unvertretbaren Kapazitäts- 
ausweitung zu Lasten der Deutschen Bundes- 
bahn führen), 

— Freistellung kleinerer Fahrzeuge bis 4 Tonnen 
und aller Spezialfahrzeuge von dem Konzessio- 
nierungssystem (es wird statt dessen erwogen, 
ein Sonderkontingent für kleinere Fahrzeuge ein- 
zuführen), 

— Zulassung von Sondervereinbarungen im Tarif- 
wesen über die bereits bestehenden Möglichkei- 
ten hinaus (Gefahr von Wettbewerbsverzerrun- 
gen zu Lasten kleinerer mittelständischer Be- 
triebe bei der verladenden Wirtschaft und beim 
Verkehrsgewerbe), 

— Einschränkung des Genehmigungsverfahrens bei 
Tariferhöhungsbeschlüssen der Tarifkommissio- 
nen (die letzte Verantwortung für die Tarifbil- 
dung muß auch in Zukunft beim Bundesminister 
für Verkehr liegen). 

3. Werkfernverkehr 

Der Ausschuß hat sich einmütig für ein Lizenzie- 
rungsverfahren im Werkfernverkehr mit der Mög- 
lichkeit der Ablehnung einer Lizenz als Pendant für 
das Kontingentierungssystem im gewerblichen Stra- 
ßengüterverkehr ausgesprochen. Bei der Möglich- 
keit einer Ablehnung von Lizenzen für den Werk- 


fernverkehr muß jedoch die Gefahr einer Wettbe- 
werbsbenachteiligung für das betreffende Unter- 
nehmen gesehen und eine verfassungsrechtlich ein- 
wandfreie Lösung gefunden werden. 

Den Vorschlag, im Werkfernverkehr auch den 
Transport für Dritte zuzulassen, hat der Ausschuß 
nicht aufgegriffen, weil dadurch das ohnehin durch 
den Wegfall der Straßengüterverkehrsteuer zum 
31. Dezember 1971 beeinträchtigte Gleichgewicht 
zwischen den Verkehrsträgern noch weiter zu- 
gunsten des Werkfernverkehrs gestört würde. 

4. Spedition 

Der Ausschuß hat sich mit der Frage befaßt, ob 
auf eine Preisregelung im Spediteursammelgutver- 
kehr nach dem 30. Juni 1972 verzichtet werden kann. 
Hier ist jedoch folgende Gefahr zu sehen: Wenn der 
Spediteur die Freiheit erhält, Beförderungsgüter 
zu einem relativ freien Preis zur Beförderung anzu- 
nehmen, um diese dann zu einem Sammelgut zu- 
sammenzustellen, für das der auch in Zukunft ver- 
bindliche Reichskraftwagentarif Anwendung findet, 
kann das gesamte Tarifsystem im Verkehrsge^ 
werbe unterlaufen werden, und zwar nicht nur für 
den Straßengüterverkehr, sondern auch für den 
Schienenverkehr. Ein ersatzloser Wegfall der Preis- 
bindung im Spediteursammelgutverkehr könnte 
auch zu einer Benachteiligung kleinerer und mittel- 
ständischer Gewerbebetriebe und von Betrieben im 
Zonenrandgebiet führen. Der Ausschuß hält daher 
eine weitere Prüfung dieser Problematik durch das 
Bundesministerium für Verkehr für erforderlich und 
hat eine entsprechende Formulierung in seinen Ent- 
schließungsentwurf aufgenommen. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß tagt erst 
am 17. Juni 1971. Falls er eine abweichende Auf- 
fassung vertritt, wird der Berichterstatter im Ple- 
num besonders darauf hinweisen. 


Bonn, den 9. Juni 1971 


Schmitt (Lockweiler) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Kapitel II (Straßenverkehrswirtschaft), VII 
(Angleichung der Wettbewerbsbedingungen — 
Wegekosten) und VIII (Tarifpolitik) des Dritten 
Abschnitts des Verkehrsberichts 1970 der Bun- 
desregierung — aus Drucksache VI/1350 — zur 
Kenntnis zu nehmen; 


2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) alsbald einen Gesetzentwurf zur Änderung 
des Güterkraftverkehrsgesetzes vorzulegen, 
der insbesondere folgende Neuregelungen 
zum Inhalt hat: 

— im Güterfernverkehr die Einführung der 
an ein bestimmtes Fahrzeug nicht gebun- 
denen Genehmigungen (Inhabergenehmi- 
gungen) unter Verzicht auf sogenannte 
Tonnagekonzessionen; 

— im Werkfernverkehr die Einführung eines 
Lizenzierungsverfahrens mit der Möglich- 
keit der Ablehnung einer Lizenz an Stelle 
der am 31. Dezember 1971 auslaufenden 
Straßenverkehrsteuer; 

b) folgende Vorschläge zu prüfen und even- 
tuell in dem oben angegebenen Gesetzent- 
wurf zu berücksichtigen: 

— Die Einschaltung der Straßenverkehrs- 
genossenschaften in die Tarif Überwachung 
im Güternahverkehr, 


— die rechtliche Anerkennung der Übertrag- 
barkeit von Genehmigungen im Güter- 
fernverkehr, 

— die Einführung der Versicherungs- und 
Buchführungspflicht für das Güternah- 
verkehrsgewerbe, 

— die Einführung einer gesetzlichen Rege- 
lung, die darauf abzielt, daß die Genehmi- 
gung des Bundesministers für Verkehr 
für die von den Tarif kommissionen be- 
schlossenen Tarifänderungen im Straßen- 
güterverkehr unter bestimmten Voraus- 
setzungen (Einhaltung einer Marge) als 
erteilt gilt; 

c) zu prüfen, ob im Spediteur sammelgutverkehr 
eine den verkehrspolitischen Erfordernissen 
entsprechende Preisregelung auch über den 
1. Juni 1972 hinaus beibehalten werden muß; 

d) beschleunigt auf die Schaffung eines Berufs- 
bildes im Straßengüterverkehr hinzuwirken; 

e) das vom Güternahverkehrsgewerbe entwik- 
kelte Strukturprogramm in geeigneter Weise 
zu fördern; 

f) auf eine Lösung der Wegekostenproblematik 
im Rahmen der EWG und unter Einbeziehung 
der unterschiedlichen Belastungen durch die 
spezifischen Abgaben des Kraftverkehrs in 
den einzelnen EWG-Mitgliedstaaten hinzu- 
wirken; 

g) dem Deutschen Bundestag über die auf 
Grund dieser Entschließung getroffenen Maß- 
nahmen bis zum 30. Juni. 1972. einen ße- 
richt vorzulegen. 


Bonn, den 9. Juni 1971 


Der Ausschuß 

für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 


Dr. Apel 

Vorsitzender 


Schmitt (Lockweiler) 

Berichterstatter 



